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Ausgestaltung des strafrechtlichen Lebensschutzes am Lebensende. 

Abteilung Strafrecht: Aus den Diskussionen am Donnerstag 

 

Erfurt, 17.09.2026 – Am Donnerstagvormittag liegt der Schwerpunkt 

der strafrechtlichen Diskussion zunächst auf der Prozeduralisierung 

der Entscheidung über die Suizidassistenz. Nachdem das Gutachten 

und drei der gestrigen Referate ein gesetzlich geregeltes Verfahren mit 

Wartefristen, Beratung und Beurteilung der Freiverantwortlichkeit ge-

fordert hatten, warnt der Strafrechtler und Kriminologe Prof. Dr. 

Torsten Verrel davor, Verstöße gegen dieses Verfahren mit einer Straf-

barkeit zu belegen: Wenn bei einer fünf- statt sechsmonatigen Warte-

zeit eine strafrechtliche Haftung drohe, würde sich die Regelung totlau-

fen. Der österreichische Zivilrechtler Prof. Dr. Erwin Bernat ergänzt, 

dass dies sogar eine Rückkehr zur Strafbarkeit der Suizidassistenz zur 

Folge haben könne, wie dies in Österreich durch das Sterbeverfügungs-

gesetz und den daran anknüpfenden § 78 Abs. 2 öStGB geschehen sei. 

 

Auch Prof. Dr. Karsten Scholz plädiert für ein nicht überbordendes und 

dafür rechtssicheres Regelungssystem. Für die Beratung halte er ein 

persönliches Gespräch für unumgänglich: Während vom Verbot der 

ausschließlich fernmündlichen Behandlung seit dem Deutschen Ärzte-

tag 2018 – ebenfalls in Erfurt – grundsätzlich Ausnahmen gemacht 

werden dürfen, halte er dies in der Suizidberatung für nicht vorstellbar. 

Dagegen spricht sich Prof. Dr. Heinz Schöch ganz gegen eine gesetzliche 

Beratungspflicht und stattdessen für eine standardisierte, schriftliche 

Aufklärung aus. Dass der Zugang zu einem assistierten Suizid nicht vom 

Geldbeutel abhängen dürfe, betont Richter Julian Reiser – notwendi-

genfalls bedürfe es einer Sozialhilferegelung. Zugleich wendet er sich 

gegen die Auffassung, die Assistenz dürfe nicht über einen Aufwen-



 

2 
Medieninformation | Deutscher Juristentag e.V.  
Abteilung Strafrecht 17.09.2026 

dungsersatz hinaus entlohnt werden: Eine Marktwirtschaft setze für 

erlaubtes Verhalten eine marktgerechte Entlohnung voraus. 

 

Einen weiteren Schwerpunkt der Diskussionen bildet die Frage des 

Umgangs mit minderjährigen Sterbewilligen. Die stellvertretende Vor-

sitzende der strafrechtlichen Abteilung Gabriele Cirener, Vorsitzende 

Richterin am BGH, zeigt die Widersprüche auf, die daraus resultieren, 

wenn man einem minderjährigen Sterbewilligen einerseits von vorn-

herein die Freiverantwortlichkeit absprechen will, ihm diese im Aus-

nahmefall beispielsweise bei schwerer Erkrankung jedoch zubilligen 

möchte. Prof. Dr. Andreas Spickhoff ermahnt in diesem Zusammen-

hang, das Familienrecht nicht aus den Augen zu verlieren. Sein Appell, 

bei der Regelung von Sterbebegleitung Minderjähriger die Position des 

Sorgerechts zu berücksichtigen, findet hörbar Zustimmung im Audito-

rium. Für das Recht auf selbstbestimmtes Sterben von Minderjährigen 

spricht sich Prof. Dr. Henning Rosenau aus, wirbt jedoch mit Blick auf 

die noch nicht abgeschlossene Entwicklung junger Menschen für eine 

differenzierte Herangehensweise. Scholz gibt zu bedenken, dass die 

Frage des Umgangs mit minderjährigen Sterbewilligen die vorliegende 

Diskussion und den Gesetzgeber überfordern könne. Er rät deshalb 

zum gegenwärtigen Zeitpunkt von Vorgaben, die Minderjährige betref-

fen, ab. Bernat bekräftigt dies mit Blick auf die österreichische Rechts-

lage in § 78 Abs. 2 öStGB und warnt davor, zu dieser Frage voreilig et-

was in Gesetzesform zu gießen, das nicht vollends durchdacht ist. 

 

Am Nachmittag spricht sich OStA Dr. Nils Gertler für eine ersatzlose 

Streichung des § 216 StGB mit der Konsequenz einer Straflosigkeit der 

Tötung auf Verlangen aus: "Die Freiheit des Einzelnen findet ihre Gren-

ze nicht in staatlicher Fürsorge, sondern in den Rechten einzelner Drit-

ter." Er könne kein Rechtsgut erkennen, das durch die Norm sinnvoll 

geschützt würde. Scholz rät von Überlegungen in diese Richtung aus 
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pragmatischen Gründen ab – wer eine gesetzgeberische Umsetzung 

von Vorschlägen des Juristentages wünsche, dürfe diesen Hemmschuh 

nicht noch mit in die Debatte werfen. 

 

Zuletzt entfacht die Verlesung der Beschlussvorlage eine Diskussion 

darüber, ob das besprochene prozedurale Schutzkonzept – Wartefris-

ten, Beratung und die Beurteilung der Freiverantwortlichkeit – auch 

eine Suizidassistenz durch Laien betreffe. Rosenau wendet ein, eine 

solche Prozeduralisierung könne nur für den ärztlich begleiteten Suizid 

gelten, nicht für Angehörige. Gegen ein solches Verständnis protestiert 

Gutachterin Prof. Dr. Anette Grünewald mit einiger Vehemenz: Sie er-

innert an das Gewaltpotential innerhalb von Familien, insbesondere 

gegen Schwächere, und an die Möglichkeit eines in Aussicht stehenden 

Erbes. Zudem könne die jahrelange Fürsorge Angehöriger an den Rand 

psychischer Belastungsgrenzen führen – Gefahren einer familiären Sui-

zidassistenz seien deshalb bedeutend größer als die der organisierten 

und ärztlichen Assistenz, gerade dort dürfe nicht auf das Schutzkonzept 

verzichtet werden. 


